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Ihre Fragen beehre ich mich, wie folgt zu beantworten: 

Zu den Fragen 1 und 2: 
Durch das KFG 1987 wErden der Behörde zwei Möglichkeiten der 
Erteilung von Lenkerberechtigungen an Körperbehinderte ei.ngeräumt. 
Zum einen besteht die Möglichkeit, die Lenkerberechtigung unter 
der Bedingung zu erteilen, daß der Behinderte Körperersatzstücke 
oder Behelfe oder daß er nur Fahrzeuge mit bestimmtEn Merkmalen 
verwendet. I.n diesem Fall der Ertei lung einer, "bE~d}~.fJ!~n'· Lenker­
berechtigung wird lediglich die jeweilige Behinderung in den 
Führerschein eingetragen. 

Liegt bei einem Lenkerberechtiguligswerber jedoch eine derartige 
Körperbehinderung vor, daß das von ihm zu lenkende Fahrzeug 
nach der individuellen Körperbeschaffenheit und -größe umgebaut 
werden muß, so ist die Berechtigung zum Lenken nur fÜE dieses 
bestimmte Kr~!~!.?~.!.'3~.!:!.9., durch welches die speziellen Mängel ausge­
glichen werden können. zu erteilen. In diesem Fall sind gemäß 
§ 71 Abs. 2 KFG 1967 Fahrgestellnummer und Ke~nzeichen in den 
F ü h re r s ehe i n ein z u t rag e n. Ein e sol c h e ~ 1~.9'§! _s _c ~ r ä n k te" l e n k erb e­
rechtigung ist allerdings nur in seltenen Ausnahmefällen er­
forderlich, jedoch die einzige Möglichkeit für diesen Personen­
kreis, eine Lenkerberechtigung zu erwerben. 
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Das Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und Verkehr ist 
jedenfalls bemüht, in Zussmrenarteit mit dem Herrn Bundesminister 
für Gesundheit und öffentl. Dienst die Ab~ren2:un~ zwischen der 
"bedingten" und der "eingeschränkten" Ler.kerberechtigung zu 
präzisieren und für die Kraftfahrbehörden entsprechende Richt­
linien 6uszuarbeiten. 

Als weitere Maßnahme in dieser Richtung befindet sich ein Gesamt­
erlfP., i.p VorbE.~reitung. in w~~lchem sämtliche, zu diesem Problem­
kreis ergangenen Erlässe zusammengefaßt werden sollen. In diesem 
Erlaß wird das Bundesministerium für öffentliche Wirtschaft und 
Verkehr auch weiterhin dafür eintreten, daß - wenn irgend 
möglich "bedingte Lenkerberechtigungen erteilte werden. 

Wien, am 17. Juni 1987 
Der Bundesminister: 
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